
30 Damıt 1St allerdings die Frage ıcht beantwortet, ob der neuscholastische Ansatz
den heilsgeschichtlichen, biblischen un historischen Diımensionen der Kırche und ihrer
Einheıit) gerecht WIrd. Diese Dımensionen Wi1ie auch die sozi0-kulturelle Pluralität der
Gegenwart, die Nı hne Einflu{fß auf das Einheitsverständnis der Kirche seın kann, las-
SCH der Eıgnung jenes Ansatzes 7Zweiftfel anmelden.

31 Vgl seine Frühschrift Die Einheit ın der Kirche der das Prinzıp des Katholizismus
dargestellt ım Geiste der Kirchenväter der dreı ersten Jahrhunderte, Tübingen 18725
Ausführlich andele iıch ber diese Schrift un: die 1ı1er angedeuteten, geistesgeschicht-
lıchen Zusammenhänge ın meıner Habilitationsschrift ber Ekklesiologie un Symbolik
des Jungen Möhler, die voraussichtlich 1m nächsten Jahr 1m ruck erscheint.

1:
Ibid.
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Pastorale Zusammenarbeit, 4.37 (Hervorhebung VO  a} mır).

Die Beziehungen zwıschen Kırche und Staat in Griechenland
nach der Verfassung VO Juni 1975

VO  Z ATHANASIOS

Mıt dem Ende der Militärdiktatur 1im Juli 1974 un der Wiedereinführung
der parlamentarıschen Demokratie in Griechenland begann für den griechischen
Staat und die griechisch-orthodoxe Kırche eın Kapıtel iıhrer gegenseıtigen
Beziehungen. Ebenso wIie der Staat hatte auch die Kirche durch die ma{ßlose Eın-
mischung 1n innerkirchliche Angelegenheiten stark dem Obristenregime
(1967—-1974) leiden. So gyesehen WAar die Pfliıcht des 1m November 1974 NEeU-

gewählten Parlamentes, nıcht 1Ur dıe demokratische Ordnung des Staates LICU

regeln, sondern auch den Status der gyriechisch-orthodoxen Kirche und ıhre
Beziehungen 7A3 Staat LIECU bestimmen. Dabe:i Zing der mi1t der Ausarbei-
r  ung eıner Vertassung beauftragten parlamentarischen Kommissıon nıcht
1Ur die Wiederherstellung der Sıtuation VOTL 1967 Vielmehr sollten die Be-
zıehungen VO  w} Kırche un Staat auf ıne NCUC, den Ertordernissen der eit 1NL-

sprechende Basıs gestellt werden, Vermeidung der Fehler der Vergangen-
heit. Nach monatelangem Bemühen dieser Kommuissıon un teilweise heftigen
Kontroversen wurden die Bestimmungen der Verfassung VO' Junı 1975 über
das Verständnis VO  } Kırche und Staat auf der Basıs des Verfassungsentwurfs
un: Berücksichtigung gewisser Änderungsvorschläge der offiziellen grie-
chisch-orthodoxen Kirche gesetzeskräftig. Im Folgenden sollen dıe Bestimmungen
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über das Verhältnis VO  } Kirche un: Staat 1m Entwurt und dann 1n der end-
gültigen Fassung analysıert werden Einbeziehung geschichtlicher Fakten,
die für das Verständnis der ganzeCh Debatte wichtig sind.

GESCHICHTLICHER UBERBLICK

Miıt der Gründung des yriechischen Staates nach der Befreiung Griechen-
lands VO  e der türkischen Herrschaft wiırd erstmals versucht, das Verhältnis Von

Kirche un Staat Neu regeln. Schon vorher jedoch, also noch während des
Kampftes Unabhängigkeıit und Freiheıit, wollte das tiefrelig1öse griechische
olk einıge wesentliche Fragen bezüglıch der Religionsfreiheit un der Stellung
die der orthodoxen Ostkirche und den anderen Religionen und Konfessionen
zukommen sollten, durch die vorläufigen Parlaments- un: Regierungsorgane g-
regelt cehen.1 So wurde November 1821 in Amphissa ın der „Gesetz-
ordnung für Griechenland“ anderem folgendes bestimmt: „Obgleich
Griechenland alle Religionen un Sprachen genehmigt und ıhre Ausübung bzw
ıhren Gebrauch in keiner Weıse behindert, anerkennt dennoch NUr die Ortho-
doxe Ostkirche Christi und die heutige Sprache als herrschende Religion und
Sprache Griechenlands.“ ? Ebentalls estimmte die vorläufige Verfassung VO  o

Epidavros VO' Januar SL: „Die herrschende Religion 1im Griechischen Staat
1St die der Orthodoxen Ostkirche Christı: die Regierung VO  3 Griechenland tole-
riert jedoch jede andere Religion; die Feiern un Rıten jeder derselben können
ungehindert ausgeübt werden.“ 3 Dıiıese un ähnliche Bestimmungen erkennen
somıt 7zweitelsohne die Orthodoxie un darüber hınaus die Religionsfreiheit

Von ebenso yroßer Bedeutung für die Beziehungen zwischen Kirche un: Staat
iın Griechenland 1St der Erlaß der Bayerischen Regentschaft, „Proklamation be-
züglich der Unabhängigkeit der Griechischen Kirche“ VO Juli 1833 In dieser
Proklamation wird QZESART, da{(ß die Orthodoxe Apostolische Ostkirche des
Königreiches Griechenland autokephal und unabhängıg VO  = jeder anderen acht
1St. Sıe erkennt als ıhr eigentliches aup den Gründer des christlichen Glaubens,
uNnserTrenN Herrn un: Heiland Jesus Christus, A W as die Verwaltung jedoch anbe-
trıfit, den Kön1g VO  } Griechenland. In allen iınnerkirchlichen Dıingen handelt die
Kırche unabhängig VO  w jeder weltlichen Gewalt; da jedoch die sOuverane ber-
aufsiıcht über alle innerhalb des Staates geschehenden Taten, Ereignisse un: Be-
ziıehungen Zur obersten Machtbefugnis des Staates zählt, hat die Regierung das
Recht, VO  w dem Verfassungsgegenstand Kenntnıiıs nehmen, un: tolglich kann
1ne synodale Entscheidung weder ekannt gemacht noch ausgeführt werden,
bevor die Genehmigung der Regierung ersucht wurde.4
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Wıe unabhängıg die Kiırche tatsächlıch nach dieser Proklamation WAal, zeıgen
die Bestimmungen VO  - Artikel 1 der die Lehre der Dogmen, die Gestalt und
Ausübung des Kultes, diıe relıg1öse Unterweısung des Volkes, die Jurisdiktion 1ın
den eigentlichen kırchlichen Angelegenheiten jenen Bereichen zählt, für die
der Staat das Vetorecht für sich in Anspruch nımmt. Es kann also keine ede VO  -

einer dem Staat gegenüber unabhängigen Kirche se1n. Dıies zeigt ebenfalls Artı-
kel derselben Proklamation, der Deutlichkeit nıchts wünschen übrig
5äßt Dort heißt S „Alle Angelegenheıiten, die siıch auf die Kirche beziehen, jedoch
nıcht das Dogmatische betreffen, un: die andererseits ohne eigentlich wesentlich

se1ın 1ın ırgendeiner Weıse den Staat un: das weltliche Interesse der Bevölke-
rung betreften, unterliegen WAar der Zuständigkeit der Heıliıgen Synode, doch
kann s1e allein ohne besondere Zustimmung un Miıtarbeit der weltlichen Behör-
den nıchts Diesbezügliches verordnen.“ Es kann also kein Z weıtel darüber beste-
hen, daß durch diesen Erlaß VO  ; 1833 der Cäsaropapısmus der byzantinischen
eıt weIit übertroffen wurde.

YSt se1It 1923 zeichnet sıch ein zögernder Versuch AI Selbständigkeit der
Kirche ab, wobei auch ın der darauffolgenden eIit das System des „durch das
Gesetz regierenden Staates“,5 das heißt der Staatsherrschaft über die Kırche, Zzelit-
WweIlse ın gemäfßßigter, zeıtweise aber auch in stark ausgepragter Form, bis hın VAUAS

ausdrücklichen UÜbernahme dieses Systems 1n die Verfassung der Militärdiktatur
VO 1968 Geltung gehabt hat

Innerkirchlich gesehen sınd für das Verhältnis VO  3 Kırche un Staat der SO:
annte „ Tomos“ des Okumenischen Patriarchats VO Junı 1850 und der
Beschluß der Patriarchatssynode VO September 1928, wodurch der griechisch-
orthodoxen Kırche die Autokephalie verliehen wurde, VO  3 oröfßter Bedeutung.
war 1St auch 1n der oben erwähnten Proklamation VO  3 1823 die ede VO  - der
Verleihung der Autokephalie die Kirche Griechenlands, doch 1St diese nıcht
mit der VO Okumenischen Patriarchat verliehenen jurisdiktionellen Auto-
kephalie gleichzusetzen. Dort handelte sich vielmehr ine dem Anschein
nach gewährte Selbständigkeit, während durch den Lomos VO  - 1850 die eigent-
ıche Autokephalie der griechisch-orthodoxen Kirche kirchenrechtlich wirksam
wurde.

Die Kirche Griechenlands 1St ZART: autokephalen orthodoxen Kirche seıtens des
Okumenischen Patrıarchats durch seinen Beschluß VO' Junı 1850 und einen
zweıten, den ersten ergänzenden VO: September 1928 erklärt worden. Durch
diese Beschlüsse werden sowohl die renzen als auch der Umfang der Auto-
kephalie der gyriechisch-orthodoxen Kıiırche testgelegt. Für die oyriechisch-ortho-
doxe Kirche bedeutet dies, da{ß die Quelle iıhrer Autokephalie, ihrer Selb-
ständıigkeit auch dem Staat gegenüber, das OGkumenische Patriarchat un nıcht
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der Staat celbst 1St Folglich sınd die Bestimmungen diıeser Patriarchatsbeschlüsse
nıcht 1Ur für dıe Kırche, der 1Ur Erfüllung estimmter un! 1im oben
erwähnten Tomos enthaltenen Voraussetzungen die Autokephalie verliehen
wurde, indend, sondern auch für den yriechischen Staat: der ın seiner Vertas-
SUNS auch ausdrücklich darauf Bezug nımmt und sS1e bestätigt. Wıe un gezeigt
wird, besagen die Bestimmungen dieser Patriarchatsbeschlüsse, da{ß 1m Bereich
des Dogmas un: des christlichen Kultes jegliche staatliche Einmischung untersagt
1St. Ebentalls geht daraus hervor, da{fß auch hinsichtlich der kırchlichen Verwal-
Cung un! 1m Bereich des iınnerkirchlichen Lebens jeglicher Eingriftf des Staates
de tacto oder de Jure, das heißt durch gesetzliche Verordnung als dem LTomos
des Okumenischen Patrıarchats widersprechender Akt unerlaubt ISt. Positiv AUS-

gedrückt bedeutet dies, da{iß durch die Bestätigung der Patriarchatsbeschlüsse VO  —

1850 un:! 1928 durch die Verfassung VO  . 1975 automatisch die Selbständigkeit
un: die Selbstverwaltung der griechisch-orthodoxen Kırche anerkannt wiırd.

{ 1
VERFA  GSEN I URE UN  - SYNODE  ITWUR

Wıe eingangs bemerkt, hat die parlamentarische Kommissıon Aa Erarbeitung
der Verfassung des Landes iıhre ersten Ergebnisse in einem Entwurt nıeder-
gelegt. Dıiıe Artikel 4, un: dieses Entwurfs,® die die Beziehungen zwischen
Kirche un: Staat betreften, sSOwl1e die anschließende Parlamentsdebatte zeigen
deutlich den Versuch des Staates, sein Verhältnis Zur Kırche aut der Basıs einer
möglichst weitgehenden Trennung VO  3 ıhr 18{  e regeln. Diese Intention wurde
bei der Diskussion der Artikel des Verfassungsentwurfs über Religion un Kirche
fast VO  w} allen Parteien verfolgt. iıcht 1LL1UTE dıe schmerzlichen Erinnerungen
die Monarchie nach der Befreiung VO  . der türkischen Herrschaft drängten auf
ıne solche Neuregelung, sondern VOTLT allem die innerkirchliche Sıtuation wäh-
rend der eıt der Diktatur. Dıie „ahlreichen Anträge der Parlamentarier und die
Vorschläge über ine völlige bzw stutenweıse Trennung VO  e} Kirche un! Staat
zeigen einerselts den Wunsch des Staates, nicht mehr mi1it den Problemen der
heutigen griechisch-orthodoxen Kirche belastet werden, andererseıts aber auch
den Wiıllen, NEeUeE Voraussetzungen für iıne freie un: VO' Staat unabhängige
Kırche schaften.? Bezeichnend für diese Intention 1St die Erklärung des Mını-

für Erziehungswesen un Religion, der ımmer die Funktion eines Binde-
gliedes zwischen Kirche un: Staat hatte, des Professors Zepos, der 1m Parla-
ment Sagte: „ Theoretisch halte ıch das System der Trennung von Kirche un:
Staat für das richtige; den jetzıgen Verhältnissen jedoch un: miıt Rücksicht
aut die allgemeine Tradıtion 1St schwierig, das geltende 5System 1mM jetzıgen
Augenblick aufzugeben.“
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Wıe erwarten, stie{ß ein solcher Verfassungsentwurf auf heftige Kritik se1-
tenNs der offiziellen griechischen Kirche Diese Kritik faßte dıe „Ständige Heıilige
Synode der Kirche Griechenlands“, die die ZESAMTLE kirchliche Hierarchie repra-
sentiert, 1n einer Denkschrift® Z  IN  N, die dem griechischen Parlament ZU!
leitet wurde. In dieser Denkschrift, die be1 einer eigens 1n dieser Sache Ja-
NU4ar 1975 einberufenen außerplanmäßigen Sıtzung vertafßt wurde, außert die
Synode der Hıerarchie ıhre Kritik und ıhre dem Verfassungsentwurf gegenüber
ablehnende Haltung un schlägt ZEW1SSE AÄnderungen bzw. Ergäiänzungen 1ın den
betreftfenden Artikeln VOVT. Diese Kritik richtet sich VOor allem die VO Ver-
fassungsentwurf eingeschlagene Rıchtung nach einer stillschweigenden Finfüh-
runs des 5Systems der Trennung VO  e Kırche un Staat. Ausgehend VO'  3 der tra-

dıtionellen Bindung zwischen Kırche und Natıon 1in Griechenland betont die
Heilige Synode mit Recht, da{fß dieses System „ungeachtet seiner Vorteile un:

Berücksichtigung unNnserer jetzigen Verhältnisse nıcht LLUT der Kırche Zröfß-
ten Schaden zufügen würde, sondern auch der Natıon selbst, die seiIt eh und Je
mit der orthodoxen Kiırche autfs ENYSTE verbunden 1St, ıhr nach allgemeiner Auf-
fassung vieles schuldet und auch viel VO  } iıhr Zudem mu{ berück-
sıchtigt werden, da{ß die Kırche auf einen großen Schritt unvorbereitet ist“.!0
Während also die Heılige Synode das 5System der Trennung VO  3 Kirche un
Staat ablehnt, plädiert s1e für das sSoOgenannte System der „Synallılıa“,11 welches
nach ihrer Auffassung den tradıtionellen Zusammenhang VO  e Kiırche und Staat
1in Griechenland ausdrückt un: das auch dem heutigen Geıilst un: der heutigen
Ekklesiologie entspricht.

Der gyleichen Auffassung 1St auch die Theologische Fakultät der Universıität
VO  w Athen, die in einer auf Bıtten der Heiligen Synode abgegebenen un bis
jetzt meınes Wıssens unveröftentlichten Stellungnahme ZU Verfassungsentwurf

der Feststellung kommt, da{ß „die Frage einer Trennung VO Kirche un Staat
1n Griechenland für das olk nıcht existiert: die gegenwärtigen Auffassungen
aber über staatliche Macht und relig1öse Freiheit verlagern das Hauptgewicht
dieser Frage in den Raum der Rechte der Person und verfälschen den natıonalen
Charakter dieses Problems. Eıne voreilige Loslösung der relig1ösen Freiheit VO
Kern des natıonalen Bewußtseins des gyriechıschen Volkes kann nıcht NUur für die
Kırche, sondern auch für den Staat selbst höchst gefährlich werden“.1?

Die Hauptkritik der Denkschrift der Heiligen Synode jedoch bei der
Frage der Religionsfreiheit und des Schutzes der persönlichen un polıtischen
Rechte 1n. Be1i SCHNAUCM Betrachten der entsprechenden Bestimmungen des Ver-
tassungsentwurfs zeigt sıch, da{fß der parlamentarischen Ommı1ssıon in erster
Linie darum Z1ng, die Religionsfreiheit des anzen griechischen Volkes und des-
sen politische und individuelle Rechte auch 1M Hınblick auf Religion un Kırche
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verfassungsmäfßig unt:!  ern Auch WECIN durch Artikel Abs die
Orthodoxie Griechenland als „herrschende Reliıgion anerkannt wırd kann
doch nıcht geleugnet werden da{fß durch die Absätze bis desselben Artikels
3881> andere Intention als die oben verfolgt wiıird Dadurch wiıird
Grunde IN JEDIS neutrale Stellung un 1Ne Angleichung der griechischen
Orthodoxie jede andere Religion oder Kontession angestrebt SO bestimmt
beispielsweise Artikel Abs des Verfassungsentwurfs ‚Jdıe Freiheit des reli-
Z10SCH Bewußtseins 1ST unantastbar Der Genuß der indıvıduellen un Zivilrechte
hängt nıcht VO  a den relıg1ösen Überzeugungen des einzelnen aAb Ahnliches ord-
nNet auch Absatz desselben Artıikels WwWenn Sagt daß jede bekannte elı-
Z107 treı 1STt und ıhre kultischen Handlungen ungehindert un: dem Schutz
des Gesetzes ausüben kann während Absatz den Proselytismus nıcht L1UT SCpCH
die xriechische Orthodoxie sondern auch jede andere bekannte Religion
ausdrücklich UNteErsagt

Eıne solche Gleichstellung der Orthodoxie Griechenland die de tacto die
Trennung VO  z Kıiırche und Staat sanktioniert konnte treilıch VO  ©2 der offiziellen
Kiırche nıcht wıderspruchlos hıngenommen werden Die oben erwähnten Bestim-
INUNSCH des Verfassungsentwurfs WIC auch die Abschaffung der traditionellen
Anrufung der Überschrift der Verfassung, a5- 1 Namen der heiligen, W CSCI15-

gleichen un ungeteilten TIrınıtät die Nichtanerkennung der ersten Ab-
schnitt erwähnten grundlegenden Patrıarchatsbestimmungen VO  3 1850 un 1928
über die Verleihung der Autokephalie die yriechisch-orthodoxe Kirche un:
ıhre Verwaltung die durch Artikel eingeführte Inanspruchnahme des
Staates, das Erziehungswesen allein und ohne jegliche Bındung ZUuUr Kırche
estimmen haben der Kırche un anderen offiziellen Institutionen Anlafß
grofßer Beunruhigung un: Besorgnis gegeben Die durch die obıgen Bestimmun-
SCNnN ausgedrückte „Neutralıtät un Gleichstellung der Orthodoxie M1ItTt jeder:
anderen Religion kann nıcht arüber hinwegtäuschen, da{flß hier wichtige gC-
chichtliche Fakten un Ertfahrungen außer acht geblieben sınd Be1 solchen
Kritik geht freilich nıcht darum der griechisch-orthodoxen Kıiırche ZCWI1SSC
Vorrechte CEINZUFaUMEN, sondern vielmehr darum da durch solche Bestimmun-
sCH WI1IC die des Vertassungsentwurfs die Bedeutung des Zusammenhangs VO  »3

religiöser Freiheit un natıonalem Bewußtsein für das griechische olk völlig
1gNOrıert wurde. Zwar mu{fß zugegeben werden, daß dıe Kirche nıcht MmMi1It der Na-
tion iıdentihziert werden darf un kann, für griechische Verhältnisse jedoch hieße
die Bedeutung des Zusammenhangs zwischen orthodoxer Kiırche un yriechischer
Natıon leugnen Üa k Verkennung der Realıtät un der geschichtlichen Ertah-
UE Es darf nıcht übersehen werden, daß 98 Prozent des griechischen Volkes
der orthodoxen Kırche angehören un da{fß das sehr tradıtionsbewußte EL
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chische olk NUr schwer ıne solche Stellung des Staates gegenüber seiner Kirche
akzeptieren würde. Eın yriechischer Staat; der WCI1L11 auch 1Ur theoretisch die
Möglichkeit einräumt, da{fß 7 der Staatspräsiıdent nıcht der orthodoxen Kırche
angehören muß, weıl sıch durch den Verfassungsentwurf (Artıikel 33) nıcht

einem solchen Bekenntnis verpflichtet, oder dafßs, ebenfalls theoretisch, 1in den
Schulen Angehörige anderer Kontessionen und Religionen unterrichten können,
ware in den Augen des gyriechischen Volkes ein „nicht christlicher oder zumindest
ein nıchtrelig1öser Staats: w1e Protessor Demetropoulos VO  w} der Theologischen
Fakultät der Universıität VO  w Thessalonikı in seıner Stellungnahme z Vertas-
sungsentwurf sagt.*3 Er spricht damıit Aaus, W as oriechische Mentalıtät und grie-
chisches Traditionsbewußtsein empfinden, in denen noch eın Stück byzantınısches
Erbe 1im Verhältnis Von Kırche und Staat lebendig 1St.

FEıne solche Stellung des Staates gegenüber der orthodoxen Kirche 1n Grie-
chenland würde ebentalls der proselytistischen Propaganda anderer Kontess10-
He  e un christlicher Gruppen, des ausdrücklıchen Verbots durch Artikel 4,
Abs des Verfassungsentwurfs, LICUC Türen öffnen, W1e die Heıilıge Synode in
ıhrer Denkschrift un die Theologische Fakultät der Universität VO:  w Athen ın
der oben erwähnten Stellungnahme ZU Verfassungsentwurf efürchten.

Betrachtet INan die Bestimmungen des Verfassungsentwurfs 1in ıhrer (sesamt-
heit, kann INa  wa) der Auffassung der Synode der Kırche VO  w Kreta Zzust1m-
INCN, die 1in den Verordnungen dieses Entwurtfs hinsichtlich des Verhältnisses
zwischen Kıirche und Staat War eın vollkommenes System theoretisch recht-
licher Bestimmungen sieht, das aber 1in keinerlei Beziehung ZUuUr gyriechischen Rea-
lität steht. Auch für die offizielle griechisch-orthodoxe Kıiırche esteht kein WEe1-
fel darüber, da{fß hier nıcht ıne Irennung VO'  w} Kirche und Staat schlecht-
hin geht, sondern vielmehr die Einführung des Systems der absoluten Staats-
herrschaft, das heißt der völligen Unterordnung der Kirche den Staats-
apparat. 53  ır finden hier  CC (im Verfassungsentwurt), heißt 1n der Denkschrift
der Ständıigen Synode der Hıerarchie, 1e€ Einführung des Systems des durch
das (Gesetz regıerenden Staates iın seıiner Form hTA® Na Dadurch wird die
Kırche 1n Form einer Organısatıon 1n den Staat eingeordnet, ohne da{ß dabei
siıchtbar wiırd, da{fß s1e ıne unentbehrliche geistige Überlebens- und Förderungs-
kraft der Natıon darstellt. Dıies 1St die Hauptintention des Verfassungsent-
wurts.“ Soweıt die Posıtion der offiziellen Kırche.

Es N nıcht verkennen, daß durch den Verfassungsentwurf ıne möglıchst
weıtreichende „Befreiung“ des Staates VO  3 den Problemen un Sorgen der Kıirche
angestrebt wurde. Tatsache bleibt jedoch, da{ß diese Intention extirem verfolgt
wurde, da{fß dabei wichtige Aspekte kirchlichen Lebens und ırchlicher Auf-
fassung der Orthodozxie ın Griechenland nıcht berücksichtigt wurden. Es WAre
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gewiß falsch behaupten, die orthodoxe Kirche Griechenlands ware fort-
schrittsfeindlich oder jegliche staatliche Einmischung 1mM Leben der Kırche
Im Gegenteıil, s1ie selbst spricht für ıne konstruktive usammenarbeıit mMIit dem
Staat, iındem S16e, WwW1e oben DZESART, für dıe Einführung des Systems der Synallilıa
plädiert un sıch bereiterklärt, dazu beizutragen, „da{fß die Verfassung Griechen-
lands dem orthodox-christlichen Griechenland ANgEMESSCH se1ın wird, fortschritt-
lıch dort, Fortschritt möglıch ist, und zurückhaltend dort; Zurückhaltung
geboten i1st“ .16 Eın Vergleich der Bestimmungen des Verfassungsentwurfs mıiıt
jenen der 1mM Junı 1975 verabschiedeten Verfassung Berücksichtigung der
Änderungsvorschläge der griechischen Synode zeigt eutlıch, daß die Kritik der
Kirche SOWI1e der übrıgen Stellungnahmen A Verfassungsentwurf siıch als
urchaus konstruktiv bei der endgültigen Fassung der Bestimmungen des (zesetz-
gebers erwıesen haben Dies soll 1mM abschließenden dritten Abschnitt über die
Verordnungen der VO: Parlament verabschiedeten Verfassung geze1igt werden.

I11
DIE BESTIMMUNGEN DER VERFASSUNG VO  — JUNI 1975

Das Verhältnis VO  3 Kirche un Staat wırd hauptsächlich durch die Artikel
un: der Verfassung geregelt. Dabei 1st zunächst erwähnen: Wäh-
rend Artikel un VO  3 den grundsätzlichen Bestimmungen sprechen und Artı-
kel allein 1m zweıten Abschnitt VO  ; den „Beziehungen 7zwischen Kirche und
Staat  D handelt, wırd Artikel 3: der wichtige Aussagen bezüglıch unseres The-
INas enthält, in die allgemeinen Bestimmungen des Zzweıten Teıls über die indıvı-
duellen un gesellschaftlıchen Rechte eingeordnet. Darüber hinaus g1bt ın der
Verfassung auch ıne Reihe VO:  } Einzelaussagen,17 die W1e un: zeigen seıin
wiıird demselben Fragenkomplex gehören.

Beginnen WIr also mit den Bestimmungen VO  3 Artikel S Abs und (Abs
desselben Artikels betrifit die Übertragung der Heiligen Schrift ın eın anderes
griechisches Sprachidiom un: 1St für 1M1SCIC Frage ohne Belang). Bei dem NAGEs
such einer Auswertung der Aussagen VO'  e} Artikel fällt zunächst auf, da auch
hier i1ne schon in den Verfassungen VO  - 1844, 1864, 19i 1927 und 1952 g...
rauchte Formulierung über die Anerkennung der Orthodoxie als ıne Art
„Staatskiırche“ wortwörtlich übernommen wurde. Dennoch kann ohne Fın-
schränkung gBESABT werden, daß durch Artikel 3, Abs wichtige NEUEC Bestim-
MUNSCH hinsichtlich der innerkirchlichen Verwaltung hinzugefügt wurden. Die
bis dahin geltende allgemeine Formulierung früherer Vertassungen, „die zrie-
chisch-orthodoxe Kirche 1St autokephal un! wırd VO  3 der Heiligen Sy-
node der Hierarchie verwaltet“, wurde durch folgende wichtige Bestiımmungen
erganzt  ©
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Dıie griechisch-orthodoxe Kırche steht 1ın dogmatischer Einheit mMit dem
Okumenischen Patriarchat und den übrigen orthodoxen Kirchen und 1St VOI-

pflichtet, die Kanones der Apostel und der Synoden wahren. Das bedeutet,
da{ß ıhr durch die Verfassung die Ekklesiologie der Orthodozxie ZUHTE

Pflicht auferlegt wırd. S1e mu{ß ın dogmatischer Einheit den anderen ortho-
doxen Kırchen stehen, äuft s1e Gefahr, ine häretische Kırche werden.
Dıie Kanones un die übrigen kırchenrechtlichen Aussagen sind keine abstrakten
Bestimmungen, sondern vielmehr gesetzlicher Ausdruck des dogmatisch test-
gelegten Glaubens der Kırche, VO  e denen auch das weıtere innerkirchliche Leben
un die kirchliche Verwaltung bestimmt werden, wobel jegliche Einmischung VO  3

außerkirchlichen Faktoren ausdrücklich untersagt wırd.
Durch Artikel E Abs wırd ebentalls festgelegt, daß die griechisch-ortho-

doxe Kırche ıne autokephale Kirche Ist, die durch die Synode der amtierenden
Bischöfe un durch die aus ihrer Mitte . einzuberufende „Ständige Synode der
T  Hıerar:  1e  c verwaltet wird. Einberufung und Zusammensetzung dieser Synode
SOWI1e kirchliche Verwaltung und Organısatıon sind der Gesetzgeber g..
ma der Charta der griechischen Kırche un den Bestimmungen des 1m ersten

Abschnitt erwähnten Tomos vVon 1850 bzw. des ergänzenden Beschlusses des
Okumenischen Patriarchats VO  - 1928 regeln. Es kann eın Zweıtel arüber
bestehen, da diese etzten Bestimmungen die bedeutendste Aussage für die
Beziehungen zwischen Kirche un: Staat enthalten. Dadurch wird nıcht NUur

die Gültigkeit der kiırchenrechtlichen Bestimmungen anerkannt, sondern auch
das echt der Kırche auf Selbständigkeit und Selbstverwaltung. Dıie Anerken-
NUuNg der Autokephalie für die griechisch-orthodoxe Kıiırche 1mM Sınne der Bestim-
INUNSCH des Okumenischen Patriarchats bedeutet, daß die Patriarchatsdokumente
nıcht Nur für die Kırche, sondern auch für den Staat iındend sınd, der s1e sıch
durch diese ausdrückliche Erwähnung un:! Bestätigung eıgen macht. Wıe diese
Selbstverwaltung der Kıiırche aussehen soll, wırd and des tolgenden A
schnittes Aaus dem Tomos VO  $ 1850 deutlich, der bestimmt: „  1ır (das ()K11=
meniısche Patriarchat) haben als höchste kirchliche Gewalt ıne Synode bestellt,
die die kirchlichen Angelegenheiten 1im Sınne der gyöttlichen und heiligen Kanons
ungehindert un frei ‘“VO:  S jeder ayeltlichen Einmischung merwalten soll Was
die innerkirchliche Verwaltung anbetrifit, beispielsweise bezüglich der Wahl und
Weihe der Erzbischöfe, Zahl und Name ıhrer Sıtze, der Weihe der Priester und
Diakone, der Trauung un Scheidung, der Verwaltung VO  3 Klöstern, der Ord-
Nung und Ausbildung des Klerus, der Predigt des gyöttlichen Wortes - all dies
oll VO  ; der Heiligen Synode durch einen Synodalakt geregelt werden, der nıcht
1mMm geringsten den heiligen Kanones der Heiligen Synoden, den traditionellen
Bräuchen und den Bestimmungen der Orthodoxen Ostlichen Kırche widerspre-
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chen dart.“ Für das Verhältnis VO'  e’ Kırche un: Staat bedeutet die Anerkennung
der oben zıitierten Patriarchatsvorschriften, da{(lß die Autsıicht und Einmischung
des Staates in alle iınnerkiırchlichen Angelegenheiten endgültig aufgegeben wurde.
Es wırd nıcht mehr die Auftassung des Verfassungsentwurfs (Artikel ertre-

tcN, wonach die Kırche nıcht nach den Bestimmungen und Verordnungen des (56=
setzgebers, sondern eINZ1S un: allein auf der Basıs der Bestimmungen der Kırche
selbst verwaltet wird. Dıie Kırche stellt sSOmMıIt eınen selbständigen Organısmus
innerhalb des gyriechischen Staates dar un kann iıhre diesbezüglichen Forderun-
gCNH gegenüber dem Verfassungsentwurf als ertüllt ansehen.

Was die Bestimmungen VO  - Artikel der Verfassung anbetriflt, 1St
bemerken, da{ß auch hier die gleiche neutrale Haltung des Staates gegenüber

der Kirche festzustellen ISt. Dıiıe Anerkennung des Grundsatzes, „dıe Freiheit des
relig1ösen Bewußtseins 1St unantastbar“, un dıe Gleichstellung aller Staatsbür-
SCcI gegenüber dem Gesetz, ungeachtet der relıg1ösen Überzeugung des einzelnen
(Abs D); führt zwangsläufıg der Feststellung, da{fß jede Religion 1N Griechen-
and die yleiche Existenzberechtigung un: Bewegungsfreiheit W 1€e die griechische
Orthodoxie hat (Abs 2 Auch in der Frage des Proselytismus wird dıe Inten-
t10on des Staates deutlich, der griechisch-orthodoxen Kırche keine Vorzugsrechte
einzuräumen. Der Vorschlag der Synode, „der Proselytismus un jeglicher Eın-
orift 1n dıie herrschende Religion (d yriechisch-orthodoxe Kırche) 1st verboten“
(Art E Abs des Synodenentwurfs), wurde abgelehnt und dessen ein all-
yemeınes Proselytismusverbot ausgesprochen (Art I9 Abs der Vertfas-
sung).18

Wenn auch Artikel OM Abs die Orthodoxie als Staatsreligion un Staats-
kırche anerkennt, hebt doch Artikel diese Vorrangstellung 1n dem aße
wieder auf, indem s1e de facto den übrigen Kırchen un kırchlichen Gemeın-
schaften oder Religionen gleichstellt. Dafür spricht auch folgendes:

(1) Zwar wurde aut Vorschlag der Synode (vgl den Synodenentwurft) die
Anrufung „ Im Namen der heiligen, wesensgleichen und ungeteilten Trinität“ Z

Begınn der Verfassung anders als 1m Entwurt doch übernommen, die Bestim-
INUNSCH jedoch über Religion un Kırche, die n  '9 ıhre Wiıchtigkeit beto-
NCN, ımmer iın Artikel der Verfassung enthalten d  M, wurden h:  1er ZUuU

ersten ale erst. ın Artikel gCENANNT.,
(2) Ebenfalls wird zu ersten Mal nıcht mehr VO  3 der Verftassung ausdrück-

ich verlangt, da{fß der Staatspräsident der griechisch-orthodoxen Kirche aNSC-
hört (Artikel ö4:) Dasselbe gilt auch VO Antrittseid des Staatspräsiıdenten, der
VO  - 11U  - ıh keinem besonderen Treueeid gegenüber der griechisch-ortho-
doxen Kırche verpflichtet, Ww1e dies der Synodenentwurf ausdrücklich forderte.
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Sowohl Artikel 31 w1e auch 33 Abs enthalten keine Vorschriften mehr über
seine Religions- oder Kirchenzugehörigkeıit (es genugt, da{fß W1e€e auch die
übrigen Parlamentarier griechischer Staatsbürger ıst) Die Tatsache jedoch, dafß
der Eid des Staatspräsıdenten und der Parlamentarier mMIit der Anrufung der
Heiligen Trınıtät beginnt, erfordert, da{fß der Staatspräsident zumiındest dem
Christentum angehört.

(3)) Die neutrale Haltung der Verfassung gegenüber der Orthodoxie und die
Gleichstellung aller Religionen wird auch dadurch unterstrichen, daß durch Artiı-
kel F6 Abs und das gEsAMTE Erziehungswesen 1m Gegensatz den Forde-
TuNsch der gyriechischen Synode!? VO  e seiner Orıientierung un: Bıindung das
„griechisch-christliche Ideal“ Jlosgelöst un eıiner eın staatlıchen Aufgabe
wurde.

FEıne Zusammenfassung des bisher Gesagten führt u1ls den folgenden ab-
schließenden Bemerkungen:

Dıie Stellungnahme der othziellen griechischen Kırche sSOW1e die Stellung-
nahme der Kırche VO  3 Kreta, der Theologischen Fakultät der Universität VO  —3

Athen un die verschiedenen Stellungnahmen VO  e Experten FAND Verfassungs-
entwurf VO Januar 1975 haben dazu geführt, dafß der griechisch-orthodoxen
Kirche die bisher größte Selbständigkeit un Selbstverwaltung 1n iıhrer (S6=-
schichte gesetzlıch zuerkannt wurde.

Es kann mMI1t Sicherheit ZESART werden, daß den Forderungen der Zzrie-
chischen Kırche nach eıner Vorrangstellung gegenüber anderen Religionen oder
kırchlichen Gemeinschaften nıcht entsprochen wurde.

Der Verfassungsentwurf, die Diskussionen 1mM Parlament un der endgül-
tıge ext der Verftassung zeigen deutlich, da{ß i1ne völlige Trennung VO  . Kirche
un Staat jedenftalls den jetzıgen Verhältnissen nıcht 1in Frage kommen
kann.

Das SOgENANNLTLE System „des durch das Gesetz regıierenden Staates“ wird
endgültig aufgegeben.

Ebensowenig aber kann davon die Rede se1n, da{fß durch die Verfassung
das sogenannte System der Synallılıa eingeführt wurde, W1e€e die griechische
Kırche in ihrer Stellungnahme VO A Oktober 1975 den Bestimmungen der
Verfassung VO Juni 1975 behauptet.® Auch die auf Bıtten der Synode hin
angeforderten Stellungnahmen VO  e} Experten 21 bezüglich des Verhältnisses VOT]

Kırche un: Staat nach der Verfassung sprechen nıcht, w1e die griechische
Kırche in ihrer oben erwähnten Stellungnahme behauptet, VO  , einer Einführung
dieses Systems.
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Dıie Beziehungen 7zwıschen Kırche und Staat liegen demnach 1ın der Mıtte
zwiıschen dem System der Trennung VO  3 Kırche und Staat un dem der Synalli-
11a

NM  GEN
1 Poulitsas, Dıiıe Beziehungen 7zwischen Staat und Kirche 1n Griechenland, Ya Die

Orthodoxe Kirche 1n griechischer Sıcht, Band E hrsg. VO  3 Bratsıotis, Stuttgart 1960,
38 Über das Verhältnis VO:  } Kirche un!: Staat au orthodoxer Sıcht siehe austühr-

licher beıi Karmaıiıris, Orthodoxe Ekklesiologıie, Athen 1973,; 705/757
Zıt. nach Poulitsas, ebda
bda
Vgl Poulitsas, ebda.,
Dieser Ausdruck steht für den griechischen Begriff „Nomo kratousa Politeia“, mMI1t

dem staatskirchliche Verhältnisse (Cäsaropapısmus) umschrieben werden.
Eıne persönliche, offiziell reilich nıcht approbierte deutsche Übersetzung der enNt-

sprechenden Bestimmungen des Verfassungsentwurtfs SOWI1e des Entwurts der
Synode wurde ım» Intormationen A2US der Orthodoxen Kırche, hrsg. VO Kirchlichen
Außenamt der EKD, Neue Folge Nr. d 11/1975, veröftentlicht. Soweıit 7 W1-
schen diesen beiden Entwürten und dem endgültigen ext der Verfassung Änderungen
testzustellen sind, wurden diese 1n dem Aufsatz berücksichtigt.

Vgl die Stellungnahmen VO:  } A. Manesıs, E. Chaliakopoulos, K. Babouskos un
Rokophillos ZUT Frage der Beziehungen 7zwischen Kirche un!: Staat nach der

Verfassung, 1n Ekklesia griech.) Nr. (1975), 305 und 311
Zitiert nach der Stellungnahme VO  3 Manesıs un! Babouskos, 4O 306

9 Deutsche Übersetzung der Denkschrift der Synode, In Intormationen aus der
Orthodoxen Kirche, On 13/24a.

10 In Ekklesia griech.) Nr. 973 vgl auch Intormationen 4aUus der Ortho-
doxen Kirche, O,

11 Diese Bezeichnung steht für eın Verhältnis VO  3 Kirche un: Staazt; 1n dem beide
ihre Beziehungen als gleichberechtigte Partner regeln und kein el den anderen bevor-
munden dart

Nicht veröftentlichte Stellungnahme, die mM1r mMIit den Stellungnahmen
der Synode der Kirche VO  } Kreta un! der VO:  3 Demetropoulos, Protessor für Ethik
und christliche Sozijallehre der Theologischen Fakultät der UnıLuversität VO:  } Thessa-
soloniki, VO Erzbischöflichen Generalvikarıat der Erzdiözese VO Athen dankens-
werterweıse ZUTE Verfügung gestellt wurde.

13 bda
bda

15 In Ekklesia (griech.) Nr. (1975);
Ebda.,

4M So VOL allem 1n den Artikeln 16, 31 32 und 59 der Verfassung, die dem
Titel 1€ Verfassung Griechenlands“ als Nr I, Junı 1973 des otfiziellen Regie-
rungsblattes 1n Athen erschienen 1St.

18 In diesem Zusammenhang scheint mir wichtig darauf hinzuweısen, da: noch wäh-
end der Ausarbeitung der Verfassung, also Anfang 1975; die „Freıen Evangelischen
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Gemeinden“ 1n Deutschland sıch für die ersatzlose Streichung des Proselytismuspara-
graphen einsetzten. So hat 7z. B die Zeitschrift „Der äartner“ (Nr VO Februar
1975 152) 1n einem Artikel ber „Religionsfreiheıit 1n Griechenland?“ die Betürch-
Lung geäußert, da jeder, der sıch des Proselytismus verdächtig macht, mI1t einer Strafe

rechnen hätte. Miıt Bezug auf Artikel 4, Absatz des Verfassungsentwurfs schreibt
die Zeitschrıift: „Auf Deutsch heißt das Wer versucht, Andersgläubige ‚bekehren‘,
also DA Wechsel iıhrer Glaubensüberzeugung und vielleicht Kirchenzugehöri1g-
keit veranlassen, wird bestraft.“ Unter Hınweıis aut das echt ZUr Meınungs- und
Versammlungsfreiheit auch für relig1öse Minderheıiten 1n Griechenland, das, w 1e ben
geze1gt, weder VO  - dem Verfassungsentwurf noch VO  - der Synode noch auch VO: der
endgültigen Verfassung bestritten wird, kommt die Zeitschrift der Feststellung:
„Deshalb mu{fß das Verbot des soOgenanntenN Proselytismus 4us dem künftigen Grund-
ZESELZ 1n Griechenland ersatzlos gestrichen werden.“ Diese Befürchtung hat sıch auch
der „Bund Freier evangelischer Gemeinden d R® eıgen gemacht un darüber
hinaus versucht, über das Außenministerium der BRD (Brief Aufßenminiıster Hans
Dieter Genscher VO 18 1975 auf die griechische Regierung entsprechenden Einfluß

nehmen. Es 1STt hier reiliıch nıcht der Ort, sich mMI1t der Frage des Proselytismus und
der Religionsfreiheit befassen. Wer jedoch die Verhältnisse 1n Griechenlan kennt
un über die proselytistischen Methoden und Erfolge anderer christlicher Gruppen 1n
der Vergangenheit intormier: 1St, der kann mit Re  CANt nıcht für eine Aufhebung dieses
Paragraphen plädieren. Außerdem 1St ein alscher Begrift VO „Religionsfreiheit“,
WEeNnN INa  - 1n iıhrem Namen Mıssion mI1t Proselytismus verwechselt.

19 Vgl Artikel des Entwurts der HI Synode, wonach das Erziehungswesen der
Förderung des nationalen Bewulßlßtseins auf der Basıs der Prinzıpı:en der griechisch-
christlichen Kultur dienen oll.

2() In Ekklesia (griech.) Nr. )1 49/350 Da diese Behauptung a

trıiflt, hat sich bereits 1n we1l Fällen gezeigt: Erstens bei der Diskussion dıe Reform
des Ehescheidungsrechts und 7zweıltens bei der unterschiedlichen Behandlung der Zeugen
Jehovas 1n Griechenland. Vgl azu die Berichte 1n * Ekklesia griech.), Nr. 23-24/1975
un 1-8/1976

91 Die Synode der Griechisch-Orthodoxen Kirche hat M1t Schreiben VO 1975
tolgende Experten eine Stellungnahme ZUr Frage des Verhältnisses VO  3 Kiıirche un
Staat nach der Verfassung gebeten:

a) den Metropoliten VO  3 Tyana un Protessor tür Kirchenrecht der Uniiversität
<  } Thessaloniki Panteleimon,

die Professoren der Universität VO Thessaloniki Manesıs un Babouskos,
C) die Rechtsexperten Rokophillos un Chaliakopoulos,

den Rechtsberater der Griechisch-Orthodoxen Kirche, Theophanes Theodorako-
poulos.

Diese Stellungnahmen sind 1n ! Ekklesia (:  F}  (a  rıech.) Nr % 300-318, VOCOI-

SÖftentlicht worden.
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